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Änderungsanträge Leitantrag Bundesparteitag 2011 (Programmentwurf) 
– Haltelinien Sanktionen  
Beschluss aus der gemeinsamen Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden der 
LINKEN Sachsen sowie dem Fraktionsvorstand der Fraktion DIE LINKE im Sächsischen Landtag (gemäß 
Landessatzung § 31 Absatz 2) und den Bundesparteitagsdelegierten der LINKEN Sachsen vom 27. 
August 2011 
 
 
Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden, Fraktionsvorstand der 
LINKEN Sachsen (Landessatzung § 31 Absatz 2) und den Bundesparteitagsdelegierten der LINKEN 
Sachsen reicht diesen Antrag als Änderungsantrag an den Bundesparteitag ein: 
 
Der Bundesparteitag vom 21. – 23. Oktober 2011 in Erfurt möge die folgende Änderung zum 
Leitantrag zum Programm DIE LINKE beschließen: 
 

Ergänzung der Passage in Zeilen 2744ff: 
„An einer Regierung, die Kriege führt und Kampfeinsätze der Bundeswehr im Ausland zulässt, 
die Aufrüstung und Militarisierung vorantreibt, die Privatisierungen der Daseinsvorsorge oder 
Sozialabbau betreibt, deren Politik die Aufgabenerfüllung des Öffentlichen Dienstes 
verschlechtert, werden wir uns nicht beteiligen. Im Zentrum eines Politikwechsels stehen für uns 
auf der Bundesebene der Ausbau der finanziellen Spielräume der Öffentlichen Hand und die 
Stärkung des Sozialstaates. Besonders wichtig ist für uns ein gestärkter und handlungsfähiger 
Öffentlicher Dienst, die Durchsetzung des gesetzlichen Mindestlohns, der Kampf gegen 
Lohndumping und untertarifliche Bezahlung sowie die Überwindung des Hartz IV-Systems.“ 
 
durch folgende (fett markierte Einfügung) 
„An einer Regierung, die Kriege führt und Kampfeinsätze der Bundeswehr im Ausland zulässt, 
die Aufrüstung und Militarisierung vorantreibt, die Privatisierungen der Daseinsvorsorge oder 
Sozialabbau betreibt, die bei Grundsicherungen Sanktionen und Leistungskürzungen 
aufrechterhält, deren Politik die Aufgabenerfüllung des Öffentlichen Dienstes verschlechtert, 
werden wir uns nicht beteiligen. Im Zentrum eines Politikwechsels stehen für uns auf der 
Bundesebene der Ausbau der finanziellen Spielräume der Öffentlichen Hand und die Stärkung 
des Sozialstaates. Besonders wichtig ist für uns ein gestärkter und handlungsfähiger 
Öffentlicher Dienst, die Durchsetzung des gesetzlichen Mindestlohns, der Kampf gegen 
Lohndumping und untertarifliche Bezahlung sowie die Überwindung des Hartz IV-Systems.“ 
 
Begründung: 
Die Garantie des Existenz- und Teilhabeminimum ist eines der wichtigsten sozialen 
Grundrechte. DIE LINKE kann sich nicht an einer Bundesregierung beteiligen, die dieses 
grundlegende existenzielle soziale Recht durch Sanktionen und Leistungskürzungen verletzt – 
wie jetzt z. B. bei Hartz IV. 

 
F.d.R.      
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